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gleichermaßen für In- wie Ausländer 
geltend, und aus zwingenden Grün-
den des Allgemeininteresses für er-
forderlich (im Detail, siehe Artikel von 
Valentin Wedl, EU-Infobrief 4/2007). 
 
Erhebliche Auswirkungen hat das 
Urteil für Deutschland. Es ist daher 
auch nicht weiter verwunderlich, dass 

zahlreiche Abgeordnete der SPD und 
der Grünen als Konsequenz aus dem 
Urteil die Einführung eines gesetzli-
chen Mindestlohns für Deutschland 
fordern. Aufgrund des hiesigen Koll-
kektivvertragssystem lässt sich das 
Urteil – glücklicher Weise – nicht 
direkt auf Österreich übertragen. 
Dennoch hat das Urteil gezeigt – 

insbesondere aufgrund der Feststel-
lung des EuGH, die Entsenderichtli-
nie lege ein Maximalschutzniveau 
fest –, dass eine Überarbeitung der 
Entsenderichtlinie überfällig ist. Ge-
rade in diesem Punkt ist nun der eu-
ropäische Gesetzgeber aufgerufen, 
eine Klarstellung in der Entsende-
richtlinie vorzunehmen.♦ 

+++Neues vom EuGH+++ 
GRUNDSATZURTEIL ZUR NICHTDISKRIMINIERUNG BEFRISTETER AR-
BEITSVERHÄLTNISSE 

Mit Urteil vom 15. April 2008 in der Rechtssache C-268/06, Impact, legte der Europäische Gerichtshof erneut 
die Richtlinie 1999/70/EG über befristete Arbeitsverhältnisse aus. Im Gegensatz zu seinen Entscheidungen 
in den Fällen ITF, Laval und Rüffert (siehe auch den Beitrag von Alice Wagner in diesem EU-Infobrief) sollte 
der Gerichtshof diesmal einen Beitrag zum besseren Schutz der ArbeitnehmerInnen in der EU geleistet ha-
ben.  
 
Die genannte Richtlinie führt die Rahmenvereinbarung der europäischen Sozialpartner (EGB, UNICE [nunmehr Bu-
sinessEurope] und CEEP) über befristete Arbeitsverträge durch und verankert den Grundsatz der Gleichbehandlung 
befristeter  Arbeitsverhältnisse mit vergleichbaren unbefristeten. Vor diesem Hintergrund verpflichtet sie auch die 
Mitgliedstaaten dazu, Maßnahmen zur Verhinderung missbräuchlicher aufeinanderfolgender (Ketten-
)Arbeitsverträge zu ergreifen. 
 
In Irland, wo das Verfahren seinen Ausgang genommen hat, entstand ein Streit zwischen der Gewerkschaft IM-
PACT, die öffentlich Bedienstete vertritt, und verschiedenen irischen Ministerien. Letztere verweigerten einigen Be-
diensteten den Schutz aus der Richtlinie. Einige ArbeitnehmerInnen erhielten über einen längeren Zeitraum Ketten-
arbeitsverträge. Zudem wurden im Gegensatz zu unbefristet Beschäftigten niedrigere Gehälter bezahlt und be-
stimmte Vergünstigungen (zB Versorgungsbezüge) versagt. Die irischen Behörden beriefen sich dabei auch auf 
eine verspätete Umsetzung der Richtlinie von Seiten Irlands. 
 
Der EuGH stellte in seiner Entscheidung klar, dass der Gleichbehandlungsgrundsatz gemäß der Richtlinie (vgl § 4 
Nr 1 der zugrundeliegenden Rahmenvereinbarung) unbedingt und hinreichend genau sei, um von einem Einzelnen 
in Anspruch genommen und von einem Gericht angewandt werden zu können. Bei § 5 der Rahmenvereinbarung, 
der Maßnahmen zur Vermeidung von Missbrauch durch Kettenarbeitsverträge enthält, sei dies allerdings nicht der 
Fall. Immerhin ist jedoch der Gleichbehandlungsgrundsatz von den irischen Behörden (auch bei Nicht-Umsetzung) 
unmittelbar anzuwenden. Darüber hinaus sei er als „Grundsatz des Sozialrechts der Gemeinschaft“ nicht eng auszu-
legen, weshalb auch Entgeltaspekte sowie Versorgungsbezüge davon erfasst seien.  
 
Auch die näheren Urteilserwägungen legen nahe, dass der Gerichtshof diesmal den sozialen Hintergrund seiner 
Entscheidung besser im Griff hatte als in den zurück liegenden Entscheidungen zum Entsende- und Arbeitskampf-
recht (den Viking, Laval und Rüffert-Urteilen). So streicht der EuGH etwa (wie schon zuvor in der Rechtssache Man-
gold) den Segen fixer Beschäftigungsverhältnisse heraus (vgl Rn 86 f des Urteils). Gegenständliche Richtlinie bzw 
Rahmenvereinbarung solle ferner die „Präkarisierung der Lage der Beschäftigten verhindern“ (Rn 88 des Urteils). 
Auch wenn Letzteres bereits an früherer Stelle (Rechtssache Adeneler ua.) erwähnt wurde, so deutet es darauf hin, 
dass es dem Gerichtshof auch ein Anliegen sein könnte, nicht als Bollwerk des Neoliberalismus tituliert zu werden. 
Nur spöttische Zungen würden behaupten, dass die implizite Solidarisierung des Gerichtshofs mit befristeten Be-
schäftigten mit der auf sechs Jahre begrenzten – wenngleich mehrfach verlängerbaren – Funktionsperiode der 
EuGH-RichterInnen zu tun haben könnte. ♦ 
       Valentin Wedl, AK Wien (valentin.wedl@akwien.at) 
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FORTSETZUNG DER ERFOLGSSTORY INTERNATIONALISIERUNG? 
Überlegungen zum neuen Außenwirtschaftsleitbild angesichts der globalen Wirtschaftsla-
ge 

Nun ist es also fertig: das neue österreichische Außenwirtschaftsleitbild. Auf 20 Seiten wird die Internationa-
lisierung der österreichischen Wirtschaft als große Erfolgsstory gepriesen und deren Fortsetzung als alterna-
tivlos dargestellt.1 Das Papier enthält zwar manch gute Ansatzpunkte, die vorgeschlagenen Politikmaßnah-
men sind aber durchwegs klassisch angebotsseitig ausgefallen. Verteilungsaspekte und Soziales kommen 
nur am Rande vor. Angesichts der heraufziehenden mächtigen Gewitterwolken am globalen Konjunkturhim-
mel stellt sich die Frage, ob das Leitbild eine taugliche Grundlage für die zukünftigen Herausforderungen der 
österreichischen Wirtschaftspolitik darstellt. 

Von Werner Raza, AK Wien (werner.raza@akwien.at) 
 
Erfolgsstory Internationalisierung 
Das Leitbild wird nicht müde, Öster-
reich als Gewinner der Globalisie-
rung im Allgemeinen, und der Euro-
päischen Integration im Besonderen 
darzustellen. Richtig ist, dass sowohl 
die Außenhandelsverflechtung als 
auch die Direktinvestitionsbestände 
österreichischer Unternehmen im 
Ausland in den letzten 15 Jahren 
stark zugenommen haben. Öster-
reich ist heute sowohl Nettoexporteur 
von Waren und Dienstleistungen als 
auch von Kapital. Hält man sich vor 
Augen, dass Österreich nach dem 
Zweiten Weltkrieg über Jahrzehnte 
hinweg mehr Waren und Kapital 
importiert als exportiert hatte, ist die 
Entwicklung der letzten 15 Jahre als 
wünschenswerte Gegenbewegung 
zu interpretieren. Das ökonomische 
Grundprinzip, dass langfristig die 
Außenwirtschaftsbeziehungen eines 
Landes ausgeglichen sein sollten, gilt 
schließlich nach wie vor. Insofern 
waren die chronischen Handelsbi-
lanzdefizite der 1970er bis 90er Jah-
re Symptome eines wirtschaftlichen 
Aufholprozesses. Allerdings gilt dies 
auch in die umgekehrte Richtung: 
Wenn im Leitbild wiederholt davon 
die Rede ist, dass es in Zukunft gel-
te, die Internationalisierung fortzuset-
zen und Marktzugangsschranken in 
anderen Ländern zu beseitigen, soll 
heißen den Export von Waren, 
Dienstleistungen und Kapital weiter 
zu steigern, dann ist doch darauf 
hinzuweisen, dass steigende Leis-
tungsbilanzüberschüsse genauso 
wenig ein sinnvolles Ziel von Außen-
wirtschaftspolitik darstellen wie dau-
erhafte Defizite.  

Gewiss, Österreich als kleine Volks-
wirtschaft hängt in höherem Ausmaß 
von einem florierenden Außenhandel 
ab als große, stärker binnenorientier-
te Länder. Die Jahrhundertereignisse 
Ostöffnung und europäische Integra-
tion haben daher wirtschaftliche Ex-
pansionsmöglichkeiten eröffnet, die 
österreichische Unternehmen geo-
graphisch und wirtschaftlich ausge-
sprochen begünstigten. Allerdings 
währt der dadurch ausgelöste Boom 
nicht ewig. Im Gegenteil, nicht zuletzt 
aufgrund der globalen Finanzkrise ist 
mit einer Verlangsamung des 
Wachstumstempos auch in Europa 
zu rechnen, in  mehreren MOEL-
Staaten (Ungarn, Baltische Republi-
ken, Bulgarien, Rumänien) nehmen 
die wirtschaftlichen Probleme zu, die 
Anzeichen für eine Finanzkrise in 
diesen Ländern sind angesichts zum 
Teil enormer Leistungsbilanzdefizite 
nicht zu übersehen. Das würde ins-
besondere den in diesen Ländern 
stark engagierten österreichischen 
Bankensektor, und qua staatlicher 
Ausfallshaftungen in letzter Konse-
quenz auch die österreichischen 
SteuerzahlerInnen, empfindlich tref-
fen. Zudem kommt, dass die Wirt-
schaftskrise in den USA den Absatz 
in diesem für Österreich wichtigen 
Exportmarkt   - direkt und indirekt via 
österreichische Zulieferungen an die 
deutsche Exportwirtschaft - einbre-
chen lassen wird. Der Abbau des 
riesigen US-Außenhandelsdefizits 
wird ganz klar zulasten Europas ge-
hen. Die Schwäche des US-Dollars 
gegenüber dem Euro ist von den 
USA bewusst gewollt, und wird an-
gesichts der im Unterschied zur US-

amerikanischen Notenbank (FED) 
nach wie vor restriktiven Ausrichtung 
der Geldpolitik der Europäischen 
Zentralbank (EZB) - keine Zinssen-
kung, keine Intervention auf den 
Devisenmärkten - auf absehbare Zeit 
anhalten. Die aus dem Export zu 
erwartenden Wachstumsimpulse für 
die österreichische Wirtschaft werden 
daher in den kommenden Jahren 
merkbar zurückgehen.  

Angebotsseitige Orientierung 
Das neue Außenwirtschaftsleitbild 
gibt auf diese Entwicklungen keine 
überzeugende Antwort. Stattdessen 
wird insistiert, dass die Internationali-
sierung unbeirrt fortzusetzen ist. 
Daher wird auch ganz auf den Aus-
bau der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit der österreichischen 
Wirtschaft abgestellt. Dies soll durch 
einen Mix an primär angebotsseitig 
orientierten Maßnahmen passieren. 
Dazu gehören mehr Bildung sowie 
Forschung und Entwicklung, eine 
aktive Ansiedlungspolitik für Kon-
zernzentralen, diverse Förder- und 
Finanzierungsmaßnahmen für Expor-
teure, generell weniger staatliche 
Regulierung zur „Hebung der Innova-
tionsneigung“, sowie die Unterstüt-
zung einer aggressiven Außenhan-
delspolitik auf EU-Ebene.  
 
Gänzlich unterschlagen wird, dass 
ein wesentlicher Faktor, der den 
Exportboom der letzten 15 Jahre in 
dieser Form maßgeblich befördert 
hat, die im Vergleich zu unseren 
Handelspartnern stark gesunkenen 
Lohnstückkosten in Österreich sind. 
Diese haben ihre Ursache in den 
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starken Produktivitätszuwächsen in 
der Industrie, welche jedoch nicht 
von entsprechenden Lohnerhöhun-
gen begleitet wurden. Diese Lohnzu-
rückhaltung hat die Einkommen-
sungleichheit in Österreich deutlich 
erhöht. Gleichzeitig fand in den ver-
gangenen zehn Jahren ein massiver 
Anstieg von Teilzeit- und insbeson-
dere von geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnissen statt. Dies ge-
meinsam hat einerseits die Lohnquo-
te stark reduziert, andererseits aber 
auch die personellen Einkommen-
sungleichheiten ansteigen lassen. 
Kurz, die Gewinne der Internationali-
sierung wurden extrem ungleich ver-
teilt. Abgesehen von einigen eher 
abstrakten Verweisen auf die Not-
wendigkeit zur fairen Gestaltung der 
Globalisierung findet sich im Leitbild 
keine unmittelbare Politikempfehlung, 
wie die verteilungspolitischen Her-
ausforderungen der Internationalisie-
rung zu meistern wären. Auch wenn 
daher die Betonung der Notwendig-
keit vermehrter Anstrengungen bei 
Bildung, Forschung und Entwicklung 
als langfristige Strategie durchaus zu 
unterstützen ist, stellt sich die Frage 
wer dies letztlich finanzieren soll. 
Trotz guter Wirtschaftslage und exp-
lodierender Unternehmensgewinne in 
den letzten Jahren ist diesbezüglich 
viel zu wenig geschehen. Angesichts 
steigender Budgetdefizite und rück-
läufiger Unternehmensgewinne in 
den kommenden, konjunkturell 
schwierigen Jahren werden diesen 
gut gemeinten Vorschlägen daher 
relativ enge finanzielle Grenzen ge-
setzt sein, es sei denn, der Finanz-
minister schwenkt auf eine explizit 
antizyklische Fiskalpolitik um und ist 
bereit die öffentlichen Investitionen 
massiv auszuweiten.  
 
Andernfalls ist absehbar, dass bei 
Fortbestehen einer außenorientierten 
Wachstumsstrategie jeder Versuch, 
den Wachstumsbeitrag der Außen-
wirtschaft auch in Zeiten globaler 
Konjunkturverlangsamung zu stabili-
sieren, primär auf deflationäre Maß-
nahmen abstellen wird müssen. Mit 

anderen Worten: zur Wahrung der 
Wettbewerbsfähigkeit der österrei-
chischen Wirtschaft werden dann 
weiter Arbeitskosten und Unterneh-
menssteuern gesenkt, die 
Staatsausgaben reduziert, also gene-
rell Spar- und Rationalisierungspro-
gramme gefahren werden. Die ortho-
dox angebotsseitige Ausrichtung des 
Außenwirtschaftsleitbildes lässt ver-
muten, dass die österreichische Wirt-
schaftspolitik versucht sein könnte, 
dieser Option anheim zu fallen. Im 
Unterschied zu den letzten zehn 
Jahren, wo angesichts hoher globaler 
Wachstumsraten und eines stark 
expandierenden Welthandels eine 
exportorientierte Strategie für Öster-
reich zusätzliches Wachstum ge-
bracht hat, kann die Fortsetzung 
einer solchen Politik angesichts einer 
globalen Stagnation aber leicht ins 
Auge gehen. In der Wirtschaftskrise 
muss sie zwangsläufig zulasten an-
derer Länder gehen, die dann keine 
andere Wahl haben, als ebenfalls auf 
einen deflationären Kurs einzu-
schwenken. Im Extremfall wäre eine 
gefährliche Abwärtsspirale mit hohen 
wirtschaftlichen und sozialen Kosten 
die Konsequenz. Die 1930er Jahre 
bieten dafür reichliches Anschau-
ungsmaterial. In der gegenwärtigen 
Situation spielt diesbezüglich vor 
allem Deutschland als größte Volks-
wirtschaft der EU eine entscheidende 
Rolle. Versucht unser Nachbar sei-
nen enormen Leistungsbilanzüber-
schuss mittels deflationärer Politik 
zulasten der anderen EU-Mitglieder 
zu verteidigen, ist der Weg zu einer 
kooperativen Lösung in der EU ver-
sperrt. Beggar thy neighboor policies 
werden dann die Spannungen in der 
Währungsunion dramatisch verstär-
ken, ein Wiederaufleben protektionis-
tischer Politiken wäre absehbar. 

Alternative: Stärkung der Binnen-
nachfrage 
Die andere Option – für Österreich 
wie für Europa insgesamt - bestünde 
in der Betonung der binnenwirtschaft-
lichen Wachstumspotenziale. Dies 
müsste notwendig einher gehen mit 

einer stärkeren gesamteuropäischen 
Koordinierung der makroökonomi-
schen Politik, vor allem der Fiskal- 
und der Lohnpolitik, sowie einer Har-
monisierung der Unternehmensbe-
steuerung. Zugleich wäre auch die 
Geldpolitik der EZB stärker auf 
Wachstums- und Beschäftigungsför-
derung auszurichten. Für Österreich 
bedeutete dies die Rückkehr zu einer 
produktivitätsorientierten Lohnpolitik, 
welche den sog verteilungsneutralen 
Spielraum aus Zielinflation und ge-
samtwirtschaftlichem Produktivitäts-
wachstum voll ausnützt. Dies würde 
sich nicht nur positiv auf den privaten 
Konsum und die Finanzierung der 
sozialen Sicherungssysteme auswir-
ken, sondern auch der auseinander-
driftenden Lohnkostenentwicklung 
entgegen wirken und damit zu einem 
Abbau der außenwirtschaftlichen 
Ungleichgewichte in der Währungs-
union beitragen. Die öffentliche Hand 
müsste schließlich durch eine expan-
sive Fiskalpolitik mit Schwerpunkt 
Förderung bzw Ausbau des Bil-
dungswesens, der Forschung, des 
Umweltschutzes und der Infrastruk-
tur, insbesondere des öffentlichen 
Verkehrs, sowie der Gesundheits- 
und sozialen Dienste, deutliche In-
vestitionsimpulse setzen. Angesichts 
des vorherrschenden wirtschaftspoli-
tischen Mainstreams klingt das zu-
gegebenermaßen nicht sehr realis-
tisch. Aber wer hätte es noch vor 
kurzer Zeit für möglich gehalten, 
dass ein neoliberaler Hohepriester 
wie Josef Ackermann, Chef der 
Deutschen Bank, nach der starken 
Hand des Staates zur Rettung der 
Finanzmärkte ruft, oder dass ein 
konservativer Hardliner wie Nikolas 
Sarkozy die EZB für ihre einseitige 
Geldpolitik offen kritisiert?♦ 

Anmerkungen:  
1 Download des Außenwirtschaftsleitbilds 
unter: 
http://www.bmwa.gv.at/NR/rdonlyres/E21DA13
E-F1EB-408B-A1E7-
E668D4EA8467/0/DasösterreichischeAußenwi
rtschaftsleitbild.pdf 
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 +++ AKTUELLE AK-PUBLIKATIONEN +++ 
 
The effects of globalization on employment, wages and the wage share in Austria (Autorin: Dr Öz-
lem Onaran, WU Wien), Studie im Auftrag der AK Wien, Wien 2008 
Die Studie untersucht die Effekte der Zunahme der österreichischen Direktinvestitionen in das Ausland, sowie der 
Importe und Exporte Österreichs auf die inländische Beschäftigung, die Löhne und Gehälter, sowie auf die funktio-
nale Einkommensverteilung (Lohnquote) für den Zeitraum 1996-2005 (FDI) bzw 1990-2005 (Exp./Imp.). Die Studie 
untersucht die genannten Effekte getrennt für die Gesamtwirtschaft, die verarbeitende Industrie und den Dienstleis-
tungssektor. Das Ausland wird aufgegliedert in Industriestaaten, Ostländer und sonstige Schwellen- und Entwick-
lungsländer. Eine weitere Differenzierung erfolgt nach Hoch- und Niedrigtechnologiesektoren und nach Arbeitneh-
mern mit hoher Qualifikation (Angestellte) und niedriger Qualifikation (Arbeiter). Die Ergebnisse der Studie deuten 
auf profunde inländische Beschäftigungs- und Verteilungseffekte hin, die aus der Internationalisierung österreichi-
scher Unternehmen resultieren. 
Download der Gesamtstudie unter: http://wien.arbeiterkammer.at/pictures/d66/Globalisierung_und_Verteilung.pdf 
Download der deutschen Zusammenfassung unter: http://wien.arbeiterkammer.at/pictures/d68/Effects_of_Globalization-

dt.pdf 
Bestellung unter: vera.ableidinger@akwien.at 

+++ AKTUELLE VERANSTALTUNGEN +++ 
 

USA - vom freien zum fairen Handel? Gewerkschaftliche Perspektiven für eine neue Han-
delspolitik in Amerika und Europa 
Vortrag und Diskussion in deutscher und englischer Sprache mit Simultanübersetzung; Vortrag von Thea 
Mei Lee (Leiterin der Abteilung Internationale Ökonomie und Politik der American Federation of Labor and 
Congress of Industrial Organizations, AFL-CIO), Kommentare: Stephan Lutter (SERI-Sustainable Europe 
Research Institute), Werner Raza (Arbeiterkammer Wien), Alexandra Strickner (ATTAC Österreich) 

Veranstalter: Renner Institut mit Unterstützung von Arbeiterkammer Wien, ATTAC Österreich, EU-Umweltbüro, KOO 
– Koordinierungsstelle der Österreichischen Bischofskonferenz für internationale Entwicklung und Mission, SERI – 
Sustainable Europe Research Institute, WIDE - Women in Development Europe 
 
Zeit: Mittwoch, 7. Mai 2008, 19:00 Uhr 
Ort: Renner-Institut, Europasaal, Eingang Gartenhotel Altmannsdorf - Hotel 2, Oswaldgasse 69, 1120 Wien;  
        (erreichbar mit U6, Station "Am Schöpfwerk") 
Anmeldung erbeten unter: post@renner-institut.at; Tel: 01-804 65 01-0 
Programm-Download unter: http://www.renner-institut.at/veranst/aktuell.htm 
 

Verteilungsgerechtigkeit im Schatten der Globalisierung 
Tagung des Instituts für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften (ISW) Linz. Vorträge und Diskussion mit 
Herbert Walther (Wirtschaftsuniversität Wien), Eckhard Hein (IMS der Hans Böckler Stiftung, Düsseldorf), 
Dorothea Schmidt (ILO, Genf), Dierk Hirschel (DGB, Berlin) und Johann Kalliauer (AK Oberösterreich). 
 
Zeit: 27. Juni 2008, von 9 bis etwa 14 Uhr 
Ort: BFI, Konferenzraum 1, Grillparzerstraße 50, 4020 Linz 
Programm- Download und Anmeldung unter: www.isw-linz.at 
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